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Das „Gesetz zur Verhütung  
erbkranken Nachwuchses“

Die Nationalsozialisten betrachteten in ihrer Rassenlehre das deutsche  
Volk als vollkommen und für die Herrschaft über andere Völker bestimmt. 
Als Teil der „arischen Rasse“ müsse es in seiner Qualität erhalten und 
weiterentwickelt werden. Eine Konsequenz dieser Vorstellungen war 
das am 14. Juli 1933 erlassene Gesetz zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses,  das am 1. Januar 1934 in Kraft trat. Es er möglichte die 
Zwangssterilisation von Menschen. Nach dem Gesetz konnten „Erb-
kranke“ ihre eigene Sterilisation beantragen. Antrags berechtigt waren 
ferner die gesetzlichen Vertreter sowie beamtete Ärzte und Anstalts-
leiter. Ein „Erbgesundheitsgericht“ entschied in erster Instanz  und ein 
„Erbgesundheits obergericht“ in zweiter Instanz über die Anträge.

Die im Gesetz aufgeführten, in der medizinischen Wissenschaft aller-
dings nicht eindeutig bestimmten „Krankheiten“ eröffneten den Antrag-
stellern einen großen Ermessensspielraum bei der Auswahl der Betrof-
fenen. So waren Arbeitslose, Bettler, Prostituierte und andere „Asoziale“ 
ebenso wie sozial auffällige Menschen nach gelegentlichem Alkohol-
genuss eigentlich nicht vom Gesetz betroffen. Sie galten aber als „mora-
lisch Schwachsinnige“, die diese Eigenschaft auch vererben würden, und 
damit als eine Gefahr für künftige Generationen und konnten ebenfalls 
zwangssterilisiert werden.

Von 1934 bis 1945 wurden auf Grundlage des Gesetzes zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses 400 000 Menschen sterilisiert.

Auszüge aus einem Kapitel eines Schulbuchs für Jungen 
der 6. Klasse von 1942, in dem die Sterilisation „Erb-
kranker“ propagiert wird. Verfasser waren der Hamburger 
Mittelschullehrer Ernst Kruse und der Hamburger Schulrat 
im Ruhestand Paul Wiedow. 
Ernst Kruse/Paul Wiedow: Lebenskunde für Mittelschulen. Klasse 6. Ausgabe A für Jungenschulen,  
Leipzig 1942 (Schulmuseum Hamburg)

Die in der Schautafel aufgeführten acht „Krankheiten“ und 
der „schwere Alkoholismus“ waren die Fälle, in denen nach 
dem Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses eine 
Sterilisation beantragt werden konnte. Mit großem Aufwand 
wurde im Schulunterricht und in der Erwachsenenbildung 
die „Unterwertigkeit“ kranker und behinderter Menschen 
propagiert und ihre Ausgrenzung, Schlechterstellung und 
Sterilisation gerechtfertigt. Die Maßnahmen auf Grundlage 
des Gesetzes wurden von Ärztinnen und Ärzten und den zu-
ständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Behörden 
bereitwillig umgesetzt und fanden in der Bevölkerung breite 
Zustimmung.
Alfred Vogel: Erblehre, Abstammungs- und Rassenkunde in bildlicher Darstellung,  
2., erw. Aufl. v. Erblehre und Rassenkunde, Stuttgart 1939, Bl. 44

Fritz Niemand, 1940.
Geboren am 16. Dezember 1915 in Kiel,  
gestorben am 21. November 2012 in Rendsburg.
Quelle: Horst Illiger, Preetz

Fritz Niemand war 1936 im Stadtkrankenhaus Schleswig zwangs-
sterilisiert worden. 1944 wurde er über die psychiatrische Abtei-
lung des Allgemeinen Krankenhauses Langenhorn, die frühere 
Heil- und Pflegeanstalt, in die „Euthanasie“-Tötungsanstalt 
Meseritz-Obrawalde verlegt. Er überlebte, doch die Sterilisation 
beeinträchtigte sein gesamtes weiteres Leben: „Lebensraub ist 
ein guter Ausdruck. […] Andernfalls wäre ich Vater gewesen, hätte 
eine Frau und Kinder gehabt. Beides ist mir durch die furchtbaren 
Verbrechen, die an mir begangen wurden, genommen worden.“ 
Aus: „Im Gespräch mit Fritz Niemand“, in: Horst Illiger: „Sprich nicht drüber!“  
Der Lebensweg von Fritz Niemand, Neumünster 2004, S. 185–195, hier S. 190


